
Schweden

Gesetzgebung
Gesetz über die Rechtshilfe schwedischer Gerichte für

internationale Organe
.4. April 1930. (svensk Författningssamling 1930, Nr. 64) 1)

§ I. -

Hat ein Gericht oder Schiedsgericht, das zur Entscheidung von

Streitigkeiten zwischen -Staaten berufen ist, oder ein anderes inter-
nationales Organ, das für die Behandlung solcher Streitigkeiten einge-
setzt ist, beim König um die Vornahme einer zur Behandlung der Streitig-
keit gehörigen Maßnahme, zum Beispiel um Abnahme, eines Eides,
Vernehmung eines Zeugen oder Sachverständigen, Prüfung einer Ur-
kunde oder Vornahme eines sonstigen Augenscheins nachgesucht und
wird das Gesuch auf Beschluß des Königs durch das Auswärtige Amt
dem zuständigen Gericht übermittelt, so hat dieses die begehrte Rechts-
hilfe nach den Vorschriften dieses Gesetzes zu leisten.

-

§ 2.

Die Rechtshilfe gemdB § i ist von den allgemeinen Untergerichten
zu leisten.

11) Ubers6tzt von Dr.. Joachim-Dieter B I o c h.
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Betrifft das Rechtshilfegesuch die Abnahme eines Eides, eine Ver-

nehmung, die Prüfung einer Urkunde oder die sonstige Einnahme des

Augenscheins, die an Getichtsstelle vorgenommen werden. kann, so ist
das Gericht zuständig, in dessen Bezirk derjenige seinen Wohnsitz oder

Aufenthalt hat, der den Eid leisten oder als Zeuge vernommen werden
soll oder der den Augenscheinsgegenstand besitzt; wenn der betreffende

jedoch bereit ist, die von ihm verlangtenHandlungen vor einem anderen
Gericht vorzunehmen, so ist dieses Gericht zuständig. Kann der Gegen-
.stand der Augenscheinseinnahme nicht an Gerichtsstelle gebracht
werden, so ist das Gericht zur Einnahme des Augenscheins zuständig,
in dessen Bezirk sich der Gegenstand befindet.

Andere als die erwähnten Maßnahmen werden von dem Gericht

bewerkstelligt, das der König bestimmt.

3-
Ist in der Stadt das Gericht oder auf dem Lande der Richter der

Ansicht, daß dem Rechtshilfeer nicht stattgegeben werden kann,
so ist dies dem Antragsteller unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

Ist das Gericht oder der Richter der Ansicht, daß nach § 2 Abs. 2

ein anderes Gericht zur Vornahme der fraglichen Maßnahmen zuständig
ist, so hat es das Gesuch diesem Gericht zu übersenden und das Aus-

wärtige Amt von seinem Beschluß,Zu unterrichten.

§ 4.
Bestehen gegen die Vornahme der beantragten Maßnahmen keine

gesetzlichen Hindernisse, so bestimmt das Gericht oder der Richter
einen Termin zur Behandlung der Sache. Soll jemand als Zeuge ver-

nommen werden, so wird er durch das Gericht oder _den Richter geladen.
Die übrigen Beteiligten, auch die Parteien und denj enigen, der die Rechts-
hilfe begehrt hat,. läßt das Gericht oder der Richter vom Termin unter-
richten. Handelt es sich um die Prüfung einer Urkunde oder die Be-

sichtigung eines sonstigen beweglichen Gegenstandes, so wird derjenige,
der den Gegenstand besitzt, aufgefordert, ihn an Gerichtsstelle vorzulegen.

5.
Auf das gerichtliche Verfahren finden die Vorschriften des schwe-

dischen Prozeßrechts Anwendung.

§ 6.

Das Gericht bestimmt, in welcher Höhe den Beamten der Krone
,oder des Gerichts Ersatz für die Bewerkstelligung der im § 4 erwähnten

Ladungen und Mitteilungen zu gewähren ist. Ist jemand, der nicht
Partei ist und auch die Rechtshilfe nicht beantragt hat, vor Gericht
erschienen oder auf dessen Anordnung tätig geworden, so kann auch ihm
Ersatz der daraus entstandenen Kosten zuerkannt werden. Die Er-

stattung der erwähnten Kosten erfolgt aus öffentlichen Mitteln.
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§ 7-
Nach Abschluß der Sache hat das Gericht demjenigen, der die

Rechtshilfe begehrt hat, ein Protokoll darüber zuzustellen und dem

Auswärtigen Amt eine Aufstellung der Kosten zu übersenden, die die

begehrte Maßnahme nach § 6 oder sonst veranlaßt hat.

§ 8.
Die Mitteilungen, die nach diesem Gesetz den Parteien oder dem-

jenigen, der die Rechtshilfe begehrt hat, zu übermitteln sind, sind vom
Gericht oder dem Richter dem Auswärtigen Amt zur weiteren Ver-

anlassung zu übersenden.
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